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Pressemitteilung Germanwatch

Germanwatch  begrüßt  klares  Bekenntnis  zu  nachhaltiger
Entwicklung und Klimaschutz – kritisiert aber fehlenden Mut,
die notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung zu beschließen

Berlin/Bonn (7. Feb. 2018). CDU, CSU und SPD erheben die UN-
Ziele für nachhaltige Entwicklung und die Pariser Klimaziele
zum Leitprinzip des Regierungshandelns – aber sie versäumen
die Chance, die Ernsthaftigkeit mit klaren Rahmensetzungen zu
untermauern,  da  zentrale  Umsetzungsmaßnahmen  erst  nächstes
Jahr  beschlossen  werden  sollen.  Dieses  zwiespältige  Fazit
zieht die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch zu
den Klima-, Menschenrechts-, Agrar- und Entwicklungsthemen im
Koalitionsvertrag.  „Gerade  haben  die  Koalitionspartner
eingeräumt, dass die Klimaziele für 2020 nicht rechtzeitig
erreicht  werden.  Da  verkünden  sie  die  nächsten  Ziele  und
lassen bewusst die Frage offen, ob der Scheck diesmal gedeckt
ist.  Das  ist  ein  riskantes  Spiel  mit  der  eigenen
Glaubwürdigkeit“,  sagt  Christoph  Bals,  Politischer
Geschäftsführer  von  Germanwatch.  „Es  ist  gut,  dass  die
Klimaziele gesetzlich verankert werden sollen. Zugleich scheut
die neue Regierung aber eine klare Ansage für den notwendigen
CO2-Preis, ohne den sich die Ziele nicht erreichen lassen. Sie
kündigt  auch  nicht  die  kurzfristige  Stilllegung  der
schmutzigsten Kohlekraftwerke an, die notwendig wäre, um die
Lücke zum Klimaziel für 2020 wenigstens zum guten Teil zu
schließen.“

Der Koalitionsvertrag liefert aus Sicht von Germanwatch das
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Drehbuch für eine grundlegende gesellschaftliche Debatte in
den nächsten Monaten: Sollen Klimaziele nur verkündet oder
auch umgesetzt werden? Wird ein Datum für den Ausstieg aus der
Kohle gesetzt, das zu den Klimazielen passt? Wird gemeinsam
mit  Frankreich  der  notwendige  CO2-Mindestpreis  für  alle
Sektoren vorangetrieben?
Christoph Bals: „Man kann nicht für den Verkehrsbereich das
ambitionierte Ziel setzen, die Emissionen um 40 bis 42 Prozent
bis 2030 zu reduzieren und zugleich für die Umsetzung des
aktuellen  Bundesverkehrswegeplans  massive  Investitionen  in
Straßen  ankündigen.  Das  steht  klar  im  Widerspruch  zu  den
Pariser  Klimazielen.  Ähnlich  verhält  es  sich  in  der
Landwirtschaft:  Ohne  Vorschläge  für  Klimaschutz  in  der
Tierhaltung,  die  für  drei  Viertel  der  landwirtschaftlichen
Treibhausgasemissionen verantwortlich ist, kommt man auch in
diesem  Sektor  nicht  weiter.  Man  kann  nicht  Kommissionen
einsetzen, um neue Regulierungen zu beschließen – und zugleich
ankündigen, dass für jede neue Regulierung eine bestehende
beseitigt werden soll.“

Auch bei der Bildung fehlen konkrete Ansätze zur Umsetzung.
Sie  ist  zwar  als  Schlüsselthema  benannt,  doch  es  fehlen
Maßnahmen, Bildung in allen Bereichen entsprechend der Agenda
2030  als  Treiber  für  nachhaltige  Entwicklung
weiterzuentwickeln.
Germanwatch begrüßt die Ankündigung einer „entschlossenen und
substanziellen  Außen-,  Sicherheits-,  Entwicklungs-  und
Menschenrechtspolitik aus einem Guss“, die sich klar an der
Agenda  2030  orientieren  soll.  Zu  Recht  werde  darauf
hingewiesen, dass sich in den kommenden Jahren entscheiden
wird,  „welche  Standards  und  Regeln  in  Handel,  Klima-  und
Energiepolitik  die  internationale  Ordnung  prägen  werden“.
Bals: „Wenn die Regierung den strategischen Störmanövern der
US-Regierung  und  der  Langfriststrategie  Chinas  konstruktiv
begegnen will, dann muss sie gemeinsam mit Frankreich und der
gesamten EU klare Zeichen für die Umsetzung der Menschenrechte
und des Klimaschutzes setzen. Als größter Nutzer der Kohle in



Europa  ist  Deutschland  schlecht  aufgestellt  für  die
Auseinandersetzung  mit  Trump,  der  Kohle  zum
Klimaschutzinstrument umdefinieren will. Die Bundesregierung
muss  2020  ein  Gesetz  mit  menschenrechtlichen  Regeln  für
Unternehmen beschließen. Nur so kann sie glaubwürdig auf die
regelbasierte  internationale  Ordnung  drängen  und  die
notwendigen  internationalen  Allianzen  aufbauen.“

Ausführlichere  Germanwatch-Analyse  des  Koalitionsvertrags
(Klima, Entwicklung, Menschenrechte und weitere Themen) unter:
www.germanwatch.org/de/15004
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konkreten Instrumenten
geschrieben von Andreas | 8. Februar 2018
Pressemitteilung Germanwatch

Germanwatch  fordert  fundiertes  Maßnahmenpaket  zum  Erreichen
des  2030-Ziels,  Klimaschutzgesetz,  Enddatum  für  den
Kohleausstieg  und  CO2-Mindestpreis

Berlin/Bonn  (9.  Jan.  2018).  Ein  Sofortprogramm  für  die
deutsche Klimapolitik bis 2020 und die notwendigen Instrumente
zum Erreichen des Klimaziels für 2030 fordert die Umwelt- und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch  für  den
Koalitionsvertrag. „Wer sich ehrlich machen will, kann nicht
die  nächste  Mogelpackung  ankündigen“,  kommentiert  Christoph
Bals,  Politischer  Geschäftsführer  von  Germanwatch.  „Die
jüngsten  drei  Bundesregierungen  haben  es  immer  wieder
abgelehnt,  ausreichende  Instrumente  für  das  Erreichen  der
angekündigten Klimaziele zu verabschieden. Gleichzeitig haben
sie das Ziel immer wieder beschworen. Sowohl Angela Merkel als
auch  Martin  Schulz  hatten  noch  in  den  vergangenen  Wochen
versprochen,  alles  dafür  zu  tun,  dass  das  40-Prozent-
Reduktionsziel für 2020 noch erreicht wird. In jedem Paket,
auf dem Ziele drauf stehen, müssen auch Instrumente drinnen
sein.“

Bals ergänzt: „Mit den notwendigen Instrumenten lassen sich
das  Klimaziel  für  2020  wenigstens  annähernd  und  die
international  zugesagten  mindestens  55  Prozent
Emissionssenkung  bis  2030  auch  tatsächlich  erreichen.“

Das  noch  vorläufige  Papier  der  Sondierer  enthält  nach
Germanwatch-Einschätzung  einige  gute  Ansätze  in  dieser
Hinsicht. Dazu gehöre, dass es endlich ein Gesetz geben soll,
damit  die  Einhaltung  des  Klimaschutzziels  für  2030  von
mindestens 55 Prozent Emissionsreduktion gewährleistet wird.
Weitere gute Ansätze seien die Beschleunigung des Zubaus der
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erneuerbaren  Energien,  die  Einrichtung  einer
Kohleausstiegskommission und der Fokus auf Problemsektoren wie
Verkehr und Bau, auf deren Emissionssenkung die Politik nun
besonders hinarbeiten will. Doch dies reicht aus Sicht von
Germanwatch nicht, um die notwendigen Ziele tatsächlich zu
erreichen. Bals: „Ohne die Einführung von CO2-Mindestpreisen
in allen Sektoren als Teil einer Steuer- und Abgabenreform
werden die Klimaziele im Verkehrs- und Gebäudebereich weiter
krachend verfehlt werden.“ Zentral sei auch, dass bereits der
nun zu verhandelnde Koalitionsvertrag ein Schlussdatum für die
Kohleverstromung in den frühen 2030er-Jahren setzen und den
deutlich  beschleunigten  Ausbau  der  erneuerbaren  Energien
absichern müsse.
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Große  Teile  der  deutschen
Wirtschaft  wollen
ambitionierten Klimaschutz im
Koalitionsvertrag
geschrieben von Andreas | 8. Februar 2018
Gemeinsame  Pressemitteilung  B.A.U.M.  e.V.  /  Germanwatch  /
Stiftung 2°

Mehr als 50 große und mittelständische Unternehmen fordern
überzeugende Umsetzungsstrategie für Klimaschutzplan 2050 als
Modernisierungsprogramm  für  Deutschland  /  Konkrete
klimapolitische  Forderungen  an  Jamaika-Verhandler

Berlin (7.11.2017). Eine breite Allianz von mehr als 50 großen
und mittelständischen Unternehmen sowie Unternehmensverbänden
fordert die Parteien in den Sondierungsgesprächen auf, den
Klimaschutz  zur  zentralen  Aufgabe  der  künftigen
Bundesregierung zu machen. Während die Sondierungsgespräche in
Berlin an den Themen Klima und Energiewende scheitern könnten,
zeigen die Unternehmen, wie Klimaschutz und Energiewende zu
einem Modernisierungsprojekt für Deutschland werden können.

Zusammen  bringen  die  Unternehmen  über  450.000  Beschäftige
alleine in Deutschland und einen globalen Umsatz von mehr als
350 Mrd. Euro (mehr als der Bundeshalt 2017) auf die Waage.
Damit  ist  dies  die  größte  und  umfassendste
Unternehmenserklärung für ambitionierten Klimaschutz, die in
Deutschland  je  veröffentlicht  wurde.  Sie  lehnt  sich  an
vermehrte  ähnliche  Äußerungen  und  Initiativen  aus  der
Wirtschaft  in  jüngster  Vergangenheit  an.

In  der  heute  veröffentlichten  Erklärung  drängen  die
Unternehmen auf konkrete Maßnahmenpakete für die Umsetzung des
Klimaschutzplans samt seiner Sektorziele. Dazu gehörten ein
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Anheben  der  Ausschreibungsmengen  für  Ökostrom,  Anreize  für
eine entschieden beschleunigte Gebäudesanierung und Vorfahrt
für Stromnetze und Speicher. Die Unternehmen halten für die
neue  Legislaturperiode  einen  verlässlichen  und
sozialverträglichen Ausstiegspfad bei der Kohleverstromung für
unverzichtbar  und  fordern  einen  investitionsrelevanten  CO2-
Preis. Die neue Regierung solle zudem die Modernisierung von
Steuern und Abgaben sowie die Beendigung fossiler Subventionen
bis 2025 prüfen. Deutschland und die EU bräuchten jetzt einen
konsequenten Einstieg in die Verkehrswende auf Schiene und
Straße. Von der neuen Bundesregierung erwarten die Unternehmen
entschiedene und effiziente Maßnahmen zum Erreichen des 40%-
Klimaziels für 2020. Das Klimaziel für 2050 solle auf bis zu
95% Emissionssenkung angehoben werden.

„Eine Vorreiterrolle beim Klimaschutz ist eine große Chance
für  die  Innovationskraft  und  Wettbewerbsfähigkeit  unserer
Wirtschaft“,  heißt  es  in  der  Erklärung.  „Die  kommende
Regierungskoalition  sollte  darum  die  Geschwindigkeit  der
Transformation  hin  zur  treibhausgasneutralen  Wirtschaft
erhöhen und hierzu die enge Zusammenarbeit mit europäischen
und internationalen Partnern suchen.“ Mit klugen staatlichen
Rahmensetzungen könne auch die im internationalen Wettbewerb
stehende  energieintensive  Industrie  ihre  Transformation
vorantreiben und dabei ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten.

Sabine  Nallinger,  Vorständin  der  Stiftung  2°,  kommentiert:
„Klar  ist,  dass  der  Kohleausstieg  in  den
Koalitionsverhandlungen  auf  den  Tisch  muss  und  zwar  ohne
Scheuklappen.  Die  Unternehmen  brauchen  Planungs-  und
Investitionssicherheit,  um  ihren  Beitrag  zum  Erreichen  der
Klimaziele leisten zu können. Jamaika sollte den Klimaschutz
zu  dem  Modernisierungsprojekt  unserer  Zeit  machen,  um  die
deutsche  Wirtschaft  wettbewerbs-  und  zukunftsfähig
aufzustellen.“

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch,
sagt: „Die CO2-Emissionen in Deutschland sind seit 2009 nicht



mehr gesunken. Während des Klimagipfels in Bonn schaut die
Welt  mit  Spannung  auf  Deutschland,  ob  in  den
Koalitionsverhandlungen  endlich  die  notwendigen
Umsetzungsschritte  für  die  international  angekündigten
Klimaziele  beschlossen  werden.  Dieser  starke  Appell  eines
relevanten Teils der deutschen Wirtschaft ist gerade jetzt ein
wichtiger Antreiber.“

Prof. Dr. Maximilian Gege, Vorsitzender von B.A.U.M. e.V.,
kommentiert:  „Diese  Erklärung  zeigt,  dass  Viele  in  der
Wirtschaft bei Energie-, Verkehrs- und Wärmewende mehr Tempo
wollen, als die Politik bis jetzt bereit ist zuzulassen. Immer
mehr Unternehmen haben Sorgen davor, dass Deutschland beim
Klimaschutz und damit bei neuen Technologien zurückfällt.“

Bekannte Unternehmen sind Mitzeichner
Zeichner  der  Erklärung  sind  in  Deutschland  aktive
Großunternehmen, größere Mittelständler und Verbände aus einer
erheblichen Bandbreite von Branchen. Darunter sechs DAX-30-
Konzerne und bekannte Namen wie Aldi Süd, Deutsche Börse,
Deutsche Telekom, Hochtief, Nestlé, SAP und viele mehr. Auch
energieintensive  Industrieunternehmen  und
Kohlekraftwerksbetreiber  unterstützen  den  Appell,  darunter
Siemens, EnBW, E.ON sowie die Papier- und Kartonfabrik Varel.
Viele  der  zeichnenden  Unternehmen  sind  keine  unmittelbaren
Gewinner der Dekarbonisierung oder Energiewende. Die Zeichner
versprechen  allerdings,  ihren  Anteil  am  Klimaschutz  zu
leisten.  Koordinatoren  der  Erklärung  sind  die
Unternehmensverbände  Stiftung  2°  und  B.A.U.M.  sowie  die
Entwicklungs- und Umweltorganisation Germanwatch.

Die  Erklärung  in  Deutsch  (in  wenigen  Minuten  online):
www.germanwatch.org/de/14633

Die Erklärung in Englisch: www.germanwatch.org/en/14634

51 Zeichner der Erklärung:
adidas Group | AIDA Cruises | Alfred Ritter GmbH & Co. KG |



Alba Group | ALDI SÜD | Alnatura | Baufritz | Bausparkasse
Schwäbisch Hall | CEWE | DAIKIN Airconditioning Germany |
Deutsche  Börse  |  Deutsche  ROCKWOOL  |  Deutsche  Telekom  |
Deutsche Wohnen | elobau | EnBW | ENTEGA | E.ON | EPSON
DEUTSCHLAND | EWE | Gegenbauer Holding | GLS Bank | Hermes
Germany | HOCHTIEF | Interseroh | ista International | IWAN
BUDNIKOWSKY | Lebensbaum | LR Facility Services | Max Bögl |
Metro | Naturstrom | Nestlé Deutschland | Otto Group | Papier-
und Kartonfabrik Varel | PUMA | SAP | Schneider Schreibgeräte
| Schüco International KG | Siemens | Sparda-Bank München |
Stadtwerke München | Stadtwerke Tübingen | Tchibo | Triodos
Bank | Trianel | Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V.
(VDV)  |  Viebrockhaus  |  WALA  |  Wilkhahn  |  Zentralverband
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V (ZVEI)
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